
10. Die Reorganisation der Nazis 
Die alliierte Treuhand-Verwaltung „Bundesrepublik 

Deutschland“ („BRD“) in Westdeutschland (sog. „Trizone“) 
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10.1 Nekromantie - Totenbeschwörung aus London 
= Die Gründung der angloamerikanischen 

Besatzungsverwaltung „Bundesrepublik Deutschland“ 
(„BRD“) am 23. Mai 1949 in Bonn! 

 

 
 

Nekromantie - Die Totenbeschwörer aus London 

 
Haager Landkriegsordnung (HLKO) - Artikel 24 Kriegslisten sind erlaubt - Zitat: 

Kriegslisten und die Anwendung der notwendigen Mittel, um sich Nachrichten 
über den Gegner und das Gelände zu verschaffen, sind erlaubt.  
Beweis-Quelle: 
https://www.1000dokumente.de/index.html?c=dokument_de&dokument=0201_haa&
object=translation&l=de  
 
Anwendung von Lug und Trug, Irreführung, Täuschung, Anschein, 
Falschinformationen, Glaubhaftmachung, Scheinstellungen, Attrappen, falsche 
Hoffnungen, Schüren von Ängsten usw.: 
 
Sefton Delmer (1904-1979) - bedeutender englischer Journalist: 
"Jeder Griff ist erlaubt. Je übler, umso besser. Lügen, Betrug - alles"  
Quelle: Die Deutschen und ich, Hamburg 1963, S. 590 
 

https://www.1000dokumente.de/index.html?c=dokument_de&dokument=0201_haa&object=translation&l=de
https://www.1000dokumente.de/index.html?c=dokument_de&dokument=0201_haa&object=translation&l=de


1. Londoner Empfehlung: „Im Juni 1948 werden auf der Sechsmächte-
Konferenz in London die Weichen für einen westdeutschen Teilstaat gestellt.“ 

Quelle: https://www.bpb.de/themen/nachkriegszeit/grundgesetz-und-parlamentarischer-
rat/38975/von-den-londoner-empfehlungen-zum-grundgesetz  

In der sogenannten Trizone der Westalliierten Besatzungsmächte wird auf der 
Grundlage der „Londoner Empfehlungen“ die „Bundesrepublik Deutschland“ („BRD“) 
errichtet.  

In der Theorie und in der römischen Völkerrechtsrealität ist die BRD eine Treuhand- 
und Besatzungsverwaltung gem. HLKO und UN-Charta auf dem westlichen 
Staatsgebiet des handlungsunfähigen Deutsches Reiches.  

In der Praxis wird die BRD (vgl. Birne) allerdings als „deutscher Kernstaat“ installiert, 
der nach außen hin sofort als „Deutschland“ (vgl. Apfel) auftritt und die Nazi-Ideologie 
fortsetzt.  
(Vgl. Metapher: Die Birne tritt sofort als Apfel in Erscheinung, obwohl es definitiv eine 
Birne ist.)   

Beweis: Aktive Weiterführung der „deutschen Staatsangehörigkeit“ vom 05.02.1934 
und die Organisation der BRD mit über 50.000 Nationalsozialisten gleicht in der 
Praxis einer Neu-Organisation von Nazi-Deutschland 1937.  
Nekromantie: Wiederauferstehung der Nazi-Dämons Adolf Hitlers in 
Westdeutschland! (Metapher: Die Birne führt den Geist des Apfels weiter.) 
 
2. Bundesgesetzblatt Nr.49 vom 27. November 1950: Bei der Errichtung des 
Bundesrechnungshofes und der Anwendung der „Vorschriften der 
Reichshaushaltsordnung“, tritt an die Stelle des Deutschen Reiches die 
Bundesrepublik Deutschland und gleichermaßen an die Stelle des Reichstages der 
Bundestag, usw. 
(Vergl.: Metapher: Durch diesen juristischen Trick (Kriegslist der Nazis) wird die Birne 
in „der juristischen Welt“ der Nazis zum Apfel.) 
 
3. 1973: Das BVerfG hat in seinem Urteil zum Vertrag vom 21. Dezember 1972 über 
die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik Folgendes festgestellt: 

Das Grundgesetz geht davon aus, „dass das Deutsche Reich den Zusammenbruch 
1945 überdauert hat und weder mit der Kapitulation noch durch Ausübung fremder 
Staatsgewalt in Deutschland durch die alliierten Okkupationsmächte noch später 
untergegangen ist“. Mit der Errichtung der Bundesrepublik Deutschland wurde nicht 
ein neuer westdeutscher Staat gegründet, sondern „ein Teil Deutschlands neu 
organisiert […]. Die Bundesrepublik Deutschland ist also nicht ‚Rechtsnachfolger’ des 
Deutschen Reiches, sondern als Staat identisch mit dem Staat ‚Deutsches Reich’, - 
in Bezug auf seine räumliche Ausdehnung allerdings ‚teilidentisch’, so dass insoweit 
die Identität keine Ausschließlichkeit beansprucht.“  
 
 
 

https://www.bpb.de/themen/nachkriegszeit/grundgesetz-und-parlamentarischer-rat/38975/von-den-londoner-empfehlungen-zum-grundgesetz
https://www.bpb.de/themen/nachkriegszeit/grundgesetz-und-parlamentarischer-rat/38975/von-den-londoner-empfehlungen-zum-grundgesetz


Quelle: BVerfG, Urteil vom 31. Juli 1973, Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts, 36. Band, 1 (15f.) = Neue Juristische Wochenschrift 
1973, 1539. 2 Dolzer in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, 3. Aufl., 
2003, Band I, § 13 Rn. 12.  
Siehe dazu weiter die SHAEF-Gesetze, Verordnungen, Anweisungen und 
Anordnungen der Militärregierung in Deutschland - Gesetz Nr. 1 Art. III Abschnitt 4, 
Gesetz Nr. 52 Art. VII Abschnitt e), Gesetz Nr. 53 Art. VII Abschnitt g), Gesetz Nr. 
161/2,  
das Grundsatzurteil Bundesverfassungsgericht vom 31.07.1973 - 2BvF 1/73 zum 
Völkerrechtssubjekt „Deutsches Reich“  
, die Dokumentation Deutscher Bundestag der BRD - wissenschaftlicher Dienst WD 3 
- 292/07 - Antwort Auswärtiges Amt der BRD: Auswärtiges/Antwort vom 30.06.2015 - 
Referenz hib 340/2015) 
und die Protokolle aus dem Bundeskanzleramt 354 BII vom 17.07.1990 
 
(ACHTUNG! Kriegslist: BRD-Besatzungsregime ist KEIN STAAT!)  
(Vgl. Metapher: Die Birne „glaubt“ tatsächlich, dass sie der Apfel sei (sieht sich als 
identisch) oder der Apfel wurde, weiß allerdings, dass die äußere Form nicht 
vollständig identisch sein kann.  
Im ideologischen Wahn unbedingt der ganze Apfel sein zu wollen, sieht die Birne 
darüber hinweg, dass sie in Bezug auf die räumliche Ausdehnung nur „teil-
identisch“ mit dem Apfel ist. Für die Birne ist ihr Dasein als vollwertiger Apfel 
keinesfalls in Frage zu stellen. („teilidentisch’, so dass insoweit die Identität keine 
Ausschließlichkeit beansprucht.“)) 
 
4. 31. August 1990 und spätestens ab dem 03. Oktober 1990: Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland (vgl. Birne) und der Deutschen Demokratischen 
Republik (vgl. Birne) über die Herstellung der Einheit Deutschlands. (sog. 
„Einigungsvertrag“) 

Täuschung im Rechtsverkehr bzw. gigantischer Betrug ohnegleichen in der 
Geschichte der Menschheit:  
Die Täuschung aller Völker durch eine sog. „Wiedervereinigung“ Deutschlands = des 
Deutschen Reiches, was in der Rechtsrealität unsinnig ist, da Deutschland seit dem 
23. Mai 1945 als Ganzes in den Grenzen vom 31. Dezember 1937 weiter 
handlungsunfähig fortbestand und besteht. 

In der Theorie-Realität und auch einmalig in der Geschichte des römischen Rechts 
hat ab 1990 einfach die eine Besatzungs- und Treuhandverwaltung BRD eine andere 
Treuhand- und Besatzungsverwaltung DDR seines alliierten Verbündeten UdSSR 
durch Kriegslisten übernommen und sich Gebiets-technisch einverleibt.  
In der Praxis haben die Nazi-Dämonen einen großen Teil Nazi-Deutschlands von 
1937 territorial zurückerobert.  
(Metapher: Die Birne tritt seit 1990 souverän als Apfel in Erscheinung und täuscht die 
sog. „internationale Weltgemeinschaft“.) 
 
5. 2004: Die Volksrepublik Polen tritt ohne Grenzgarantie dem Interessensbündnis 
„Europäische Union“ (Viertes Reich der Nazis = Walter Hallstein-NSDAP-Plan) bei.  



Mit diesem Trick wurde Nazi-Deutschland im Zustand vom 31. Dezember 1937 (fast) 
vollständig wiederhergestellt.  
Das nördliche Ostpreußen = heutiges Kaliningrad ist gegenwärtig noch nicht 
einverleibt. 
 
6. Mögliches Planungsszenario der Nazi-Dämonen: Ist der „Ukraine-Krieg“ nur ein 
Vorwand zur Rückeroberung von Kaliningrad bzw. nördliches Ostpreußen inklusive 
Königsberg als künftiges Verhandlungs-Ergebnis um weitere (mögl. atomare) 
Eskalationen zu vermeiden? 
 
7. Übernahme der Welt-Herrschaft durch die Nazis - Projekt „New World Order“ 
= das 5. Reich. 
 
Nekromantik:  
Die Totenbeschwörung, auch Nekromantie und Totenorakel genannt, ist eine weltweit 
verbreitete Form des Spiritismus, die von der Annahme einer Existenz der Verstorbenen 
oder ihrer Seelen nach deren Tod ausgeht und durch Rituale und direkte Beschwörung 
Verstorbener deren Wiederbelebung und die Begegnung mit Geistern Verstorbener anstrebt, 
was Einblicke in die jenseitige Welt, Problemlösungen oder Einsichten in zukünftige 
Ereignisse bringen soll (Mantik). Die wissenschaftliche, literarische oder künstlerische 
Beschäftigung damit bezeichnet man als  
 
Wortbedeutung Nekromantik: Das Wort Nekromantie leitet sich ab vom altgriech. nekros 
(Leiche) und von mantis (Weissager). Seit dem 13. Jahrhundert wird Nekromantie mit 
Nigromantie gleichgesetzt und mit der Schwarzen Magie assoziiert. Bei Paracelsus 
bedeutet Nigromantie die Beschwörung der Gestirngeister. Das Wort Nigromantie 
bezeichnet aber lediglich die mittelalterliche Wortneubildung für Nekromantie. Das Wort 
entstand aus einer Verschmelzung des alten griech.-lat. Begriffs Nekromantie mit lat. niger: 
„schwarz“. Im Mittelalter war das Wort niger gleichbedeutend mit „schlecht“ oder 
„schrecklich“, war unheilbringend oder ein Begriff der schwarzen Künste (vgl. Schwarze 
Magie, Schwarzer Tod). Die im Mittelalter von den Nekromanten ausgeübten Beschwörungs- 
und Weissagungspraktiken, die vor allem in Grimoires beschrieben wurden, waren von der 
christlichen Glaubenslehre als superstitiös (abergläubisch) untersagt.  
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Totenbeschw%C3%B6rung  
 
 

https://de.wikipedia.org/wiki/Spiritismus
https://de.wikipedia.org/wiki/Seele
https://de.wikipedia.org/wiki/Tod
https://de.wikipedia.org/wiki/Ritual
https://de.wikipedia.org/wiki/Zukunft
https://de.wikipedia.org/wiki/Wahrsagen
https://de.wikipedia.org/wiki/Paracelsus
https://de.wikipedia.org/wiki/Schwarze_Magie
https://de.wikipedia.org/wiki/Schwarze_Magie
https://de.wikipedia.org/wiki/Schwarzer_Tod#_blank
https://de.wikipedia.org/wiki/Beschw%C3%B6rung
https://de.wikipedia.org/wiki/Wahrsagung
https://de.wikipedia.org/wiki/Grimoire
https://de.wikipedia.org/wiki/Aberglaube
https://de.wikipedia.org/wiki/Totenbeschw%C3%B6rung


 
 

 



 
 

 

 

 

 

 

 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 

 



 



 



 
 
Besatzungsmacht bezeichnet einen Staat, der einen anderen Staat oder einen 
Teil davon besetzt hält. Die Besatzungsmacht, als in der Regel militärische 
Verwaltung (Militärregierung), übernimmt in den meisten Fällen laut Besatzungsrecht 
auch große Bereiche der Exekutive im besetzten Gebiet und schränkt damit die 
Souveränität des betroffenen Landes erheblich ein. Nach den Genfer Konventionen 
haben Besatzungsmächte besondere Pflichten gegenüber der Bevölkerung im 
besetzten Gebiet.  
Die von einer Besatzungsmacht ausgeübte Herrschaft wird als 
Besatzungsregime bezeichnet. Einzelne Vertreter einer Besatzungsmacht oder 
die Angehörigen in ihrer Gesamtheit werden auch Okkupanten (Besatzer) 
genannt. Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Besatzungsmacht  
 
 

https://de.wikipedia.org/wiki/Besatzungsmacht


 

 
 



 
 

 
 
 

 

 

 



 
 

 
 



 
 

 
 
 
 
 



Niemand soll erkennen, dass die „Bundesrepublik 
Deutschland“ ein angloamerikanisches Besatzungsregime 

ist, das den Nazis als Staatssimulation und 
Treuhandorganisation zur Eroberung der gesamten Erde 

bereitgestellt wurde! 
 

 

 
 



10.2 Das zwangsverordnete westalliierte  
Militär-„Grund-Gesetz“ als „Verfassung“ FÜR die 

angloamerikanische Treuhandverwaltung/ „Bundesrepublik 
Deutschland“ 

 

 

 



 



 

„Ein Grundgesetz ist laut geltendem Völkerrecht [wp] (Haager 
Landkriegsordnung, Art. 43 [RGBl. 1910]) ein "Provisorium zur 
Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung in einem militärisch besetzten 
Gebiet für eine bestimmte Zeit". Diese provisorische Natur kommt im 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland im Art. 146 zum Ausdruck.“ 
Quelle: https://at.wikimannia.org/Grundgesetz 
 
Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
In Bonn ernannten 1948 ausländische Besatzungsmächte willkürlich ausgewählte 
Politiker zu parlamentarischen Räten. Diese bastelten am Entwurf eines 
Grundgesetzes und mit diesen Entwürfen wurden sie 36mal auf den Petersberg 
zitiert, ins Siebengebirge, wo die Vertreter der drei Westalliierten residierten. Dort 
haben dann diese Ausländer jedes Mal im Entwurf der nicht gewählten 
parlamentarischen Räte herum redigiert. Dann konstituierte sich der nicht gewählte, 
sondern von Ausländern ernannte Parlamentarische Rat im Bonner Museum König 
als provisorischer Bundestag und setzte das von Ausländern redigierte Grundgesetz 
für die alliierte Besatzungszone [wp], später BRD genannt, in Kraft.[1] 
 
Staats- und Völkerrechtslehrer Prof. Dr. Carlo Schmid betonte in seiner 
Grundsatzrede vor dem Parlamentarischen Rat am 8. September 1948 - Zitat: 

Meine Damen und Herren! 

https://at.wikimannia.org/Grundgesetz


Worum handelt es sich denn eigentlich bei dem Geschäft, das wir hier zu bewältigen 
haben? Was heißt denn: "Parlamentarischer Rat"? Was heißt denn: "Grundgesetz"? 
Wenn in einem souveränen Staat (sic!) das Volk (sic!) eine verfassunggebende 
Nationalversammlung (sic!) einberuft, ist deren Aufgabe klar und braucht nicht weiter 
diskutiert zu werden: Sie hat eine Verfassung (sic!) zu schaffen. Was heißt aber 
"Verfassung"? Eine Verfassung ist die Gesamtentscheidung eines freien Volkes über 
die Formen und die Inhalte seiner politischen Existenz. 

Eine solche Verfassung ist dann die Grundnorm des Staates. Sie bestimmt in letzter 
Instanz ohne auf einen Dritten zurückgeführt werden zu brauchen, die Abgrenzung 
der Hoheitsverhältnisse auf dem Gebiet und dazu bestimmt sie die Rechte der 
Individuen und die Grenzen der Staatsgewalt. Nichts steht über ihr, niemand kann sie 
außer Kraft setzen, niemand kann sie ignorieren. Eine Verfassung ist nichts anderes 
als die in Rechtsform gebrachte Selbstverwirklichung der Freiheit eines Volkes. Darin 
liegt ihr Pathos, und dafür sind die Völker auf die Barrikaden gegangen. Wenn wir in 
solchen Verhältnissen zu wirken hätten, dann brauchten wir die Frage: Worum 
handelt es sich denn eigentlich - nicht zu stellen. Dieser Begriff einer Verfassung gilt 
in einer Welt, die demokratisch sein will, die also das Pathos der Demokratie als ihr 
Lebensgesetz anerkennen will, unabdingbar. [...] 

Nur wo der Wille des Volkes aus sich selber fließt, nur wo dieser Wille nicht durch 
Auflagen eingeengt ist, durch einen fremden Willen, der Gehorsam fordert und dem 
Gehorsam geleistet wird, wird ein Staat im echten demokratischen Sinne des Wortes 
geboren. Wo das nicht der Fall ist, wo das Volk sich lediglich in Funktion des Willens 
einer fremden übergeordneten Gewalt organisiert, sogar unter dem Zwang, gewisse 
Direktiven dabei befolgen zu müssen, und mit der Auflage, sich sein Werk 
genehmigen zu lassen, entsteht lediglich ein Organismus mehr oder weniger 
administrativen Gepräges. [...] 

Zuerst räumlich betrachtet: Die Volkssouveränität ist, wo man von ihrer Fülle spricht, 
unteilbar. Sie ist auch räumlich nicht teilbar. Sollte man sie bei uns für räumlich teilbar 
halten, dann würde das bedeuten, dass man hier im Westen den Zwang zur 
Schaffung eines separaten Staatsvolks setzt. Das will das deutsche Volk in den drei 
Westzonen aber nicht sein! Es gibt kein westdeutsches Staatsvolk und wird keines 
geben! 

Das französische Verfassungswort: La Nation une et indivisible: die eine und 
unteilbare Nation - bedeutet nichts anderes, als dass die Volkssouveränität auch 
räumlich nicht teilbar ist. Nur das gesamte deutsche Volk kann "volkssouverän" 
handeln, und nicht ein Partikel davon. Ein Teil von ihm könnte es nur dann, wenn er 
legitimiert wäre, als Repräsentant der Gesamtnation zu handeln, oder wenn ein Teil 
des deutschen Volkes durch äußeren Zwang endgültig verhindert worden wäre, 
seine Freiheitsrechte auszuüben. Dann wäre ja nur noch der Rest, der bleibt, ein 
freies deutsches Volk, das deutsche Volkssouveränität ausüben könnte. [...] 

Dazu möchte ich sagen: Eine Verfassung, die ein anderer zu genehmigen hat, ist ein 
Stück Politik des Genehmigungsberechtigten, aber kein reiner Ausfluss der 
Volkssouveränität des Genehmigungspflichtigen! [...] 



Wir haben unter Bestätigung der alliierten Vorbehalte das Grundgesetz zur 
Organisation der heute freigegebenen Hoheitsbefugnisse des deutschen 
Volkes in einem Teile Deutschlands zu beraten und zu beschließen. Wir haben 
nicht die Verfassung Deutschlands oder Westdeutschlands zu machen. Wir 
haben keinen Staat zu errichten."[2]“ 

Damit wird klargestellt, dass eine Verfassung durch ein freies Volk (!) in einem 
souveränen Staat (!) geschaffen wird, das "Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland" keine Verfassung ist, mit der Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland kein Staat errichtet wurde, durch die Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland lediglich ein "Organismus mehr oder weniger administrativen 
Gepräges" geschaffen wurde. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist also nicht nur kein souveräner Staat, sie 
ist überhaupt kein Staat, sondern eine Verwaltungseinheit. 
Wenn die Bundesrepublik Deutschland aber kein Staat ist, dann gibt es auch kein 
bundesdeutsches Staatsvolk. Und wenn, wie Carlo Schmid betonte, es "kein 
westdeutsches Staatsvolk gibt und keines geben wird", dann ändert daran ein 
Anschluss weiterer Gebiete (DDR) grundsätzlich erstmal gar nichts. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden:  
Es gibt keinen bundesdeutschen völkerrechtlichen Staat, 
kein bundesdeutsches Staatsvolk, 
und keine bundesdeutsche Verfassung. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist, was sie seit 1949 schon immer war, ein 
verwaltungstechnisches "Provisorium zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung 
in einem militärisch besetzten Gebiet für eine bestimmte Zeit" basierend auf einem 
"Grundgesetz". 
Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland wiederum ist ein 
besatzungsrechtliches[wp] Statut, welches durch den Alliierten Kontrollrat[wp] 
erlassen wurde.[3] 

Forderung nach einer Verfassung 
Prof. Dr. iur. Menno Aden[wp] schrieb zu der immer wieder geäußerten Forderung 
nach einer Verfassung unter anderem: 
Zitat:  «Wenn wir uns nach 1990 eine neue Verfassung gegeben hätten, dann wäre 
das deutsche Volk nicht mehr darin enthalten. Wenn wir Glück hätten, hieße es dann 
noch: die deutsche Bevölkerung[wp]. Das sollte man immer bedenken. Wir können 
dankbar sein, dass wir dieses Grundgesetz haben, das von wirklichen Patrioten 
gemacht worden ist, zwar unter einem Besatzungsregime, aber von deutschen 
Patrioten. Es ließe sich daran wohl manches verbessern, aber mit Sicherheit wäre 
1992 oder '94 nur eine schlechtere Verfassung herausgekommen.» [4] 

Besatzungsrecht und die Rechtslage Deutschlands nach 1945 
 
Das Online-Lexikon Wikipedia schreibt zum "Besatzungsrecht" und zur "Rechtslage 
Deutschlands nach 1945": 

Zitat:  «Besatzungsrecht (auch Okkupationsrecht) ist das Recht, das ein oder 
mehrere Besatzungsmächte (Okkupanten) in Bezug auf ein besetztes Gebiet haben 



(Recht des Okkupanten) oder setzen (vom Okkupanten gesetztes Recht). Die 
völkerrechtliche Grundlage des Besatzungsrechts ist in der Regel der Dritte Abschnitt 
der Haager Landkriegsordnung mit dem Titel "Militärische Gewalt auf besetzten 
feindlichen Gebieten". [...] 

Okkupanten sind dabei ihrerseits an das Völkerrecht [wp] gebunden, vor allem an die 
Haager Landkriegsordnung und das IV. Genfer Abkommen [wp]. Völkerrechtlich 
gesehen gibt es zwei Situationen, die Besatzungsmächte zur eigenen Gesetzgebung 
berechtigen. Als Kondominium wird die Situation bezeichnet, in der die Souveränität 
eines besetzten Landes vollständig beseitigt und durch die gemeinsame 
Souveränität der Sieger ersetzt wird: Das Gebiet des besiegten Staates gehört nun 
den Siegern gemeinsam und wird von ihnen gemeinsam beherrscht. Ein 
Koimperium, die gemeinsame Wahrnehmung der Gebietshoheit, dagegen ist die 
Gemeinschaftsherrschaft auf dem Gebiet eines fremden Staates, der besiegt ist, 
aber trotz fehlender Handlungsfähigkeit als Völkerrechtssubjekt[wp] weiterbesteht.[5] 
Dessen Souveränität bleibt erhalten; die Ausübung der Rechte und 
Verantwortlichkeiten teilen sich die Siegermächte.[6] Beispiel für letzteres ist die 
Rechtslage Deutschlands nach 1945 [wp].» [7]  
Quelle: https://at.wikimannia.org/Grundgesetz 
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Der Nazi-Initiator Hermann Josef Abs 

 
 



Eingang des Bundesrechnungshofs (Gebäude des ehem. Bundespostministeriums) in Bonn: 
Bronzeplatte von Hans Wimmer  

 
https://www.bundesrechnungshof.de/DE/5_ueber_uns/3_was_uns_antreibt/leitbild/leitbild_artikel.html  

 

https://www.bundesrechnungshof.de/DE/5_ueber_uns/3_was_uns_antreibt/leitbild/leitbild_artikel.html


 

 
 
 

 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 

Besatzungsregime: Die von einer Besatzungsmacht ausgeübte 
Herrschaft wird als Besatzungsregime bezeichnet. Einzelne 
Vertreter einer Besatzungsmacht oder die Angehörigen in ihrer 
Gesamtheit werden auch Okkupanten (Besatzer) genannt.  
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Besatzungsmacht  
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Kriegslist: 

 

 
 
 



 



 



 



 
 

Kriegslist-Plakate der BRD-Parteien!  
Theo Weigel (CSU-Vorsitzender) auf dem sog. „Deutschlandtreffen der 
Schlesier“ in Hannover 1989 - Zitat: 
 
"Wir stehen ohne Wenn und Aber zu unseren Vertriebenen, zu ihren 
Landsmannschaften. Wir lassen sie nicht diskriminieren, wie das da und dort immer 
wieder versucht wird. Und zur deutschen Frage gehören auch die ostdeutschen 
Gebiete jenseits von Oder und Neiße. 
Und ich wiederhole, was alle meine Vorredner hier gesagt haben: Unser politisches 
Ziel bleibt die Herstellung der staatlichen Einheit des deutschen Volkes in freier 
Selbstbestimmung. Und wir in der Christlich Sozialen Union - auf Bayern beschränkt, 
aber mit bundesweiter Verantwortung und europäischer Dimension -, wir waren uns 
unserer gesamtdeutschen Verantwortung stets bewusst und wir haben sie in einer 
entscheidenden Stunde auch wahrgenommen: 
Mit der Anrufung des Bundesverfassungsgerichts zum Grundlagenvertrag 
haben die bayerische Staatsregierung und die CSU (...) in besonderer Weise 
nationale Grundsatztreue und ihre deutschlandpolitische Verantwortung unter 
Beweis gestellt. Mit den Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts von 
1973, 1975 und 1987 wurde allen Bestrebungen ein Riegel vorgeschoben, die 
darauf aus waren, aus dem Grundlagenvertrag einen Teilungs- und 
Anerkennungsvertrag werden zu lassen. 
Und das Bundesverfassungsgericht hat die verfassungspolitischen und die 
verfassungsrechtlichen Tatbestände für alle bindend festgeschrieben, wonach 



das Deutsche Reich in den Grenzen von 1937 rechtlich fortbesteht, die Vier 
Mächte weiterhin Verantwortung für Gesamtdeutschland tragen und es nur 
eine einheitliche deutsche Staatsangehörigkeit gibt, die zugleich die 
Staatsangehörigkeit der Bundesrepublik Deutschland ist. 
Mit der Kapitulation der deutschen Wehrmacht am 8. Mai 1945 ist das Deutsche 
Reich nicht untergegangen. Es gibt keinen völkerrechtlich wirksamen Akt, 
durch den die östlichen Teile des Deutschen Reiches von diesem abgetrennt 
worden sind.  
Und meine Damen und Herren, was ich hier sage und vortrage, steht nicht im 
Grundsatzprogramm einer Partei, nein, es ist gültiges Verfassungsrecht, vom 
Verfassungsgericht festgestellt und entspricht dem Völkerrecht. Und niemand darf 
dies bestreiten, niemand kann dies in Frage stellen, es ist deutsches, festgestelltes 
Verfassungsrecht und jeder ist gehalten, sich auf diesem Boden politisch zu 
bewegen. 
Solange es keinen Friedensvertrag gibt, bleibt die deutsche Frage rechtlich, politisch 
und geschichtlich offen und kann erst dann entschieden werden, wenn das deutsche 
Volk sein Selbstbestimmungsrecht frei auszuüben in der Lage ist. Wer die Forderung 
nach Streichung des Wiedervereinigungsgebotes aus der Präambel unseres 
Grundgesetzes aufstellt, hat sich in beschämender Weise aus der Gemeinsamkeit 
der nationalen Verantwortung verabschiedet. Er leugnet damit nationale 
Verantwortung und ist bereit, unsere Landsleute in den anderen Teilen Deutschlands 
ihrem Schicksal zu überlassen. Mit uns wird es eine Änderung des Grundgesetzes 
und der Präambel in dieser Frage nicht geben. Das Heimat- und 
Selbstbestimmungsrecht sind anerkannte Grundsätze des Völkerrechts und gelten 
für alle Völker und Volksgruppen, auch für die Deutschen! Das Recht auf Heimat und 
Selbstbestimmung ist unveräußerlich und kann auch durch Verbrechen, die in 
deutschem Namen verübt wurden, nicht verwirkt werden. Unsere Freunde im Westen 
haben sich auf die Wiederherstellung der Einheit Deutschlands verpflichtet, wie dies 
im Deutschlandvertrag und in dem vom NATO-Rat 1967 angenommenen Harmel-
Bericht zum Ausdruck kommt. Beim NATO-Gipfel am 29. und 30. Mai 1989 in Brüssel 
haben sich die Staats- und Regierungschefs der NATO-Staaten erneut verpflichtet, 
einen Zustand des Friedens in Europa anzustreben, in dem das deutsche Volk in 
freier Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangt. Wir danken unseren 
Bündnispartnern für dieses klare Wort." 
 
Beweis: Bericht der ARD-Tagesschau über das Deutschlandtreffen der Schlesier in Hannover 
1989 

Beweis: Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland Art. 140  
Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der deutschen 
Verfassung vom 11. August 1919 sind Bestandteil dieses Grundgesetzes. 
 
Beweisquelle: https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_140.html  
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Der völkerrechtliche Staat „Deutschland“ = „Deutsches Reich“ existiert bis zur 
Gegenwart weiter fort, ist aber mangels Organisation nicht handlungsfähig! 

 

 
 

 



 

 
 

 
 
 



Operation Verharmlosung, Irreführung und Relativierung 
 
 

 
 

 
 
 
 



 

 



10.3 RE-ORGANISATION der NAZIS - alte Seilschaften 
 

Die Bundesrepublik Deutschland (BRD) als Träger von Rechten und Pflichten 
für das Völkerrechtssubjekt Deutschland im Rechtsstand 31.12.1937! 
Die Nazis reorganisieren sich ab 1945 in der westalliierten Trizone neu und 
gründeten ab 1949 die BRD - Beispiele von Veröffentlichungen: 
 

 
Quelle: https://www.deutschlandfunkkultur.de/staatshilfe-fuer-ehemalige-Nazis-wie-die-
bundesrepublik-ns-100.html  

 

 

 

 

 

 

 

https://www.deutschlandfunkkultur.de/staatshilfe-fuer-ehemalige-nazis-wie-die-bundesrepublik-ns-100.html
https://www.deutschlandfunkkultur.de/staatshilfe-fuer-ehemalige-nazis-wie-die-bundesrepublik-ns-100.html


 



 
 

 



Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Unges%C3%BChnte_Nazijustiz 

https://de.wikipedia.org/wiki/Unges%C3%BChnte_Nazijustiz


 
 



 
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Braunbuch  
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10.4 Stopp und Blockade  
der angloamerikanischen „Persilschein“-Entnazifizierung 

ab 1949! 
Die westalliierten Siegermächte übergeben die Aufgabe der bis dato nur 
oberflächlich begonnenen Entnazifizierung den sich reorganisierenden Nazis.  
Eine der ersten „Amtshandlungen“ der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland 1949: Sofortiger Stopp der nicht erfolgten Entnazifizierung als 
Störfaktor für die Reorganisation der Nazis!  
Im Mai 1951 wird die Entnazifizierung von den sich in der BRD neu 
organisierten Nazis einfach für beendet erklärt. 

 
 

 



 
 



 



 

 



  
 

 
EU-Operation Irreführung und Verdrehung von Tatsachen 

 

 



Täuschung des Europäischen IStGH! (Befangen!) 
 

 
 

 

 



 
 

 



 
 

 



 
 

 
 

  

 

 

 

 



 
 

 
 



 
 

 

 
 


	Beweis: Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland Art. 140

